
 

 

Satzung 
 

über die Herstellung und Bereithaltung von 
Stellplätzen und Garagen für Kraftfahrzeuge 

 

des Marktes Großheubach 
 

(Stellplatzsatzung) 
 

Vom 16. Juli 2001 
in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 15. Dezember 2009 

 
 
 
Aufgrund von Art. 91 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) erläßt der 
Markt Großheubach folgende Satzung: 
 
 
 

§ 1   Geltungsbereich 
 

(1) Diese Satzung gilt für das Gebiet des Marktes Großheubach, mit Ausnahme der Gebiete, für die 
rechtsverbindliche Bebauungspläne mit abweichenden Festsetzungen gelten. 

 
(2) Diese Satzung gilt nicht für Bauvorhaben, für die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens (§ 10) bereits 
 

a) eine Baugenehmigung beantragt worden war, 
b) das Genehmigungsfreistellungsverfahren gem. Art. 64 Abs. 2 Satz 1 BayBO eingeleitet worden 

war oder 
c) eine Baugenehmigung nicht erforderlich war und mit deren Ausführung rechtmäßig begonnen 

worden war. 
 

Sie gilt für bei In-Kraft-Treten bestehende bauliche Anlagen insoweit, als durch Änderung oder 
Nutzungsänderung nach In-Kraft-Treten der Satzung ein zusätzlicher Stellplatz- bzw. Abstellplatz-
bedarf entsteht. Das gilt nicht, wenn sonst die Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum auch 
unter Berücksichtigung der Möglichkeit einer Ablösung nach Art. 47 Abs. 3 Nr. 3 BayBO erheblich 
erschwert oder verhindert würde. 

 
§ 1a   Begriffe 

 

(1) Stellplätze im Sinne dieser Satzung sind private Flächen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen 
außerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen dienen. 

 
(2) Garagen sind Gebäude oder Gebäudeteile, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen dienen. Gara-

gen können als Carports (Stellplätze mit Schutzdächern - § 1 Abs. 1 Satz 3 Verordnung über den 
Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze - GaStellV), sonstige 
offene Garagen im Sinne des § 1 Abs. 1 Sätze 1 und 2 GaStellV oder geschlossene Garagen (§ 1 
Abs. 2 GaStellV) ausgebildet sein. 

 
(3) Stauraum ist die private Fläche vor den, die Zufahrt zu Garagen zeitweilig hindernden Anlagen (z.B. 

Schranken oder Tore), die gewöhnlich für wartende Kraftfahrzeuge bestimmt ist. 
 
(4) Eine Stellplatzanlage ist eine Mehrheit von mindestens vier zusammenhängenden Stellplätzen bzw. 

Garagen; als zusammenhängend in diesem Sinne gelten auch Stellplätze und Garagen einschließ-
lich deren Zufahrten, die durch ortsfeste Einrichtungen (z.B. Grünstreifen, Bauteile, Zugänge) von 
weniger als 7,00 Metern Breite Frontlänge von einander getrennt sind.“ 

 



 

 

§ 2   Pflicht zur Herstellung und Bereithaltung von Stellplätzen und Garagen (Stellplatzpflicht) 
 

(1) Die Verpflichtung zur Herstellung und Bereithaltung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge (Stellplätze) 
besteht entsprechend Art. 47 BayBO in Verbindung mit den Vorschriften dieser Satzung, 

 

a) wenn eine bauliche oder andere Anlage errichtet wird, bei der ein Zu- und Abfahrtsverkehr zu 
erwarten ist, oder 

b) wenn durch die Änderung einer solchen Anlage oder ihrer Benutzung ein zusätzlicher Bedarf 
zu erwarten ist. Das gilt nicht, wenn sonst die Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum auch 
unter Berücksichtigung der Möglichkeit einer Ablösung nach Art. 47 Abs. 3 Nr. 3 BayBO erheb-
lich erschwert oder verhindert würde. 

 
(2) Für alle nicht ausschließlich zu Wohnzwecken genutzten Vorhaben sind Kfz-Stellplätze für Behin-

derte in ausreichender Größe und Zahl nach Maßgabe der §§ 3 und 4 herzustellen und auf Dauer 
bereitzuhalten. 

 
 
 

§ 3   Anzahl der Garagen und Stellplätze 
 
(1) Die Anzahl der erforderlichen und nach Art. 47 BayBO herzustellenden Garagen und Stellplätze 

(Stellplatzbedarf) ist anhand der Richtzahlenliste für den Stellplatzbedarf zur ermitteln, die als Anla-
ge Bestandteil dieser Satzung ist. 

 
(2) Die Richtzahlen entsprechen dem durchschnittlichen Bedarf. Für bauliche Anlagen oder Nutzungen, 

die in der Richtzahlenliste nicht erfaßt sind oder bei sonst regelabweichenden Umständen, ist der 
Stellplatzbedarf nach den besonderen Verhältnissen im Einzelfall unter sinngemäßer Berücksichti-
gung der Richtzahlen der Anlage für Verkehrsquellen mit vergleichbarem Stellplatzbedarf zu ermit-
teln. 

 
(3) Nach Maßgabe des § 2 Abs. 2 ist je 1 Stellplatz für Behinderte pro 10 gem. § 3 Abs. 1 herzustellen-

den Stellplätze, höchstens jedoch insgesamt 5 Stellplätze für Behinderte, zu errichten. 
 
(4) Für Anlagen mit regelmäßigem An- und Auslieferverkehr ist auch eine ausreichende Anzahl von 

Stellplätzen für Lastkraftwagen nachzuweisen. Auf ausgewiesenen Ladezonen dürfen keine Stell-
plätze nachgewiesen werden. 
Für Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch Autobusse zu erwarten ist, ist auch eine ausrei-
chende Anzahl von Stellplätzen für Busse nachzuweisen. 

 
(5) Für Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch einspurige Kraftfahrzeuge (z.B. Motorräder) zu 

erwarten ist, ist auch ein ausreichender Platz zum Abstellen von motorisierten Zweirädern nachzu-
weisen. 

 
(6) Werden Anlagen verschiedenartig genutzt, so ist der Stellplatzbedarf für jede Nutzung (Verkehrs-

quelle) getrennt zu ermitteln. Eine gegenseitige Anrechnung ist nur bei ständig zeitlich getrennter 
Nutzung möglich. Die zeitliche Trennung verschiedener Nutzungen ist zu Gunsten des Freistaates 
Bayern auf Dauer dinglich zu sichern, wobei die Kosten der Bauherr trägt. Die dingliche Sicherung 
hat vor dem Zeitpunkt der Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB), des Ablaufes der Erklärungsfrist des Art. 58 Abs. 2 Nr. 4 BayBO bzw. des Be-
ginns der Ausführung genehmigungsfreier Vorhaben im Sinne des Art. 57 BayBO zu erfolgen. 

 
(7) Der Vorplatz vor Garagen (Stauraum) gilt nicht als Stellplatz im Sinne dieser Satzung. 
 
 
 

§ 4   Gestaltung und Ausstattung von Stellplätzen und Zufahrten 
 
(1) Die Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen ist bis spätestens zur Fertigstellung der sie aus-

lösenden Baumaßnahme zu erfüllen. 
 
(2) Ein Stellplatz für Pkw muß mindestens 5,00 m lang sein und eine lichte Breite aufweisen von 
 

a) 2,30 m, wenn keine Längsseite, 



 

 

b) 2,40 m, wenn eine Längsseite, 
c) 2,50 m, wenn jede Längsseite 
 

des Einstellplatzes durch andere Stellplätze, Grundstücksgrenzen, Wände, Stützen, andere Bautei-
le oder Einrichtungen begrenzt ist. Stellplätze für Behinderte sind stets in einer Breite von 3,50 m 
anzulegen. 
 

(3) Ein Stellplatz für einspurige Kraftfahrzeuge muß mindestens 3,00 m lang sein und eine lichte Breite 
von 1,50 m aufweisen. 

 
(4) Es ist eine ausreichende Bepflanzung und naturgemäße Ausführung der Zufahrten und Stellflächen 

vorzusehen. Die Flächen sind möglichst unversiegelt bzw. möglichst mit wassergebundener Decke 
und breitflächiger Versickerung (z. B. Rasensteine) anzulegen. Für Stellplatzflächen ist eine eigene 
Entwässerung vorzusehen, die nicht über öffentliche Verkehrsflächen erfolgen darf. 

 
(5) Stellplätze sind möglichst durch Bepflanzung abzuschirmen. Stellplatzanlagen für mehr als 10 Pkw 

sind durch Bäume und Sträucher zu gliedern. Dabei ist spätestens nach jeweils 5 Stellplätzen ein 
mindestens 1,5 m breiter Bepflanzungsstreifen anzulegen. 
 

(6) Vor Garagen bzw. deren Zufahrten ist ein Stauraum (§ 1a Abs. 3) in der erforderlichen Tiefe, bei 
Pkw-Garagen mindestens 3,00 m einzuhalten. Zufahrten zu Stellplätzen dürfen zur öffentlichen 
Verkehrsfläche hin nur dann eingefriedet bzw. durch Ketten, Tore oder ähnliche Einrichtungen ab-
gegrenzt werden, wenn zwischen Einfriedung bzw. Abgrenzung und öffentlicher Verkehrsfläche ei-
ne offene Fläche mit mindestens der Tiefe des nach Satz 1 erforderlichen Stauraumes und einer 
Breite von mindestens 2,50 m verbleibt oder die Einfriedung bzw. Abgrenzung kraftbetrieben durch 
Funkfernsteuerung geöffnet werden kann. 

 
(7) Stellplätze für Behinderte müssen durch entsprechende Hinweisschilder ausgewiesen sein. Sie 

müssen leicht auffindbar und auf kurzem Weg erreichbar sein. Sie dürfen nicht in einer Tiefgarage 
nachgewiesen werden. 

 
(8) Stellplätze für Besucher dürfen nicht in einer Tiefgarage nachgewiesen werden. 
 
(9) Besucherstellplätze, die einer gewerblichen Anlage zugeordnet sind, müssen mit entsprechenden 

Hinweisschildern gekennzeichnet sein. Sie sind durch Bodenmarkierungen von einander abzugren-
zen. 

 
(10) Stellplatzanlagen auf überwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücken sind über eine ge-

meinsame Zu- und Abfahrt mit einer Höchstbreite von 6,00 Metern an die öffentliche Verkehrsflä-
che anzuschließen. 

 
(11) Stellplätze und Carports, die an Zuwege zu oder an Gebäudeeingängen unmittelbar angrenzen, 

müssen so angeordnet sein, daß eine lichte Durchgangsbreite des Zuweges von mindestens 1,20 
Metern gewahrt bleibt. 

 
 

§ 5   Ablösung der Stellplatz- und Garagenpflicht 
 
(1) Der Stellplatznachweis kann nachrangig durch Abschluß eines Ablösevertrages erfüllt werden, 

wenn und soweit der Bauherr die Stellplätze oder Garagen auch nach angemessener Reduzierung 
des Umfanges seines Bauvorhabens nicht gem. § 6 Abs. 1 oder 2 herstellen kann. 
Stellplätze für Behinderte sowie solche im Sinne des § 3 Abs. 4 sind vorrangig herzustellen und 
können grundsätzlich nicht abgelöst werden. 



 

 

 
(2) Der Abschluß eines Ablösevertrages liegt im Ermessen des Marktes Großheubach. Der Ablösever-

trag ist vor dem Zeitpunkt der Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 Abs. 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB), des Ablaufes der Erklärungsfrist des Art. 58 Abs. 2 Nr. 4BayBO bzw. des Be-
ginns der Ausführung genehmigungsfreier Vorhaben im Sinne des Art. 57 BayBO abzuschließen. 
Mit der Ablösung von Stellplätzen entsteht kein Anspruch auf die Nutzung von öffentlichen Einrich-
tungen für die Ablösezahlungen verwendet werden; insbesondere wird kein Recht auf die Nutzung 
bestimmter öffentlicher Stellplätze erworben. 

 
(3) Der Ablösebetrag wird pauschal auf 
 

a) 6.200,00 € pro Pkw-Stellplatz und 
b) 2.500,00 € pro Stellplatz für einspurige Kraftfahrzeuge 

 

festgesetzt. Für andere als die unter Buchstaben a und b bezeichneten Stellplatzarten (z.B. für Lkw) 
wird vom Markt Großheubach eine angemessene Ablösesumme unter Berücksichtigung des Ein-
zelfalles festgesetzt. 

 
(4) Der Ablösebetrag ist innerhalb 1 Monats nach 
 

a) Rechtswirksamkeit der Baugenehmigung bei genehmigungspflichtigen Vorhaben (Art. 60 Bay-
BO), 

b) Vorlage der erforderlichen Unterlagen gem. Art. 58 Abs. 3 Satz 1 BayBO bei Vorhaben des 
Genehmigungsfreistellungsverfahrens bzw. 

c) Beginn der Bauausführung bei genehmigungsfreien Vorhaben gem. Art. 57 BayBO 
 

zur Zahlung fällig. 
 
(5) Kann der Bauherr oder sonstige Verpflichtete, die die Ablösung der Stellplatzpflicht nach In-Kraft-

Treten dieser Satzung vorgenommen haben, innerhalb von 5 Jahren Fälligkeit der Ablösungszah-
lung nachweisen, daß sich sein Stellplatzbedarf verringert hat oder daß er zusätzliche Stellplätze 
gem. § 6 Abs. 1 und 2 hergestellt hat, so verringert sich die Ablösungssumme aufgrund der Anzahl 
der weggefallenen oder nachgewiesenen Stellplätze. Die Höhe der Rückforderung ist der vom Ver-
pflichteten pro Stellplatz entrichtete Ablösungsbetrag. Dieser vermindert sich pro abgelaufenem 
Jahr seit Fälligkeit der ursprünglichen Ablösungszahlung um jeweils 20 v. H.; nach abgelaufenem 5. 
Jahr entfällt ein Anspruch auf Rückzahlung. 

 
 
 

§ 6   Möglichkeiten zur Erfüllung der Stellplatz- bzw. Abstellplatzpflicht 
 
(1) Die Stellplatzpflicht wird erfüllt durch Schaffung und Bereithaltung von Stellplätzen auf dem Bau-

grundstück (Art. 47 Abs. 3 Nr. 1 BayBO). 
 
(2) Die Stellplätze (mit Ausnahme von Behinderten-Stellplätzen) können auch auf einem eigenen oder 

fremden Grundstück in fußläufiger Nähe hergestellt werden. Ein Grundstück liegt in fußläufiger Nähe 
des Baugrundstückes, wenn die Entfernung zu diesem nicht mehr als 50 m Fußweg beträgt. 
Stellplätze, die nicht auf dem Baugrundstück hergestellt werden, müssen in ihrem Bestand und ih-
rer Nutzbarkeit auf Dauer gegenüber dem Freistaat Bayern dinglich gesichert werden. Die Kosten 
der dinglichen Sicherung trägt der Bauherr. Die dingliche Sicherung hat vor dem Zeitpunkt der Er-
teilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 Abs. 1 BauGB, des Ablaufes der Erklärungs-
frist des Art. 58 Abs. 2 Nr. 4 BayBO bzw. des Beginns der Ausführung genehmigungsfreier Vorha-
ben im Sinne des Art. 57 BayBO zu erfolgen. 

 
(3) Stellplätze oder Garagen dürfen auf dem Baugrundstück oder einem anderen Grundstück im Sinne 

des Absatzes 2 nicht errichtet werden, wenn 
 

a) das Baugrundstück oder Grundstück zur Anlage von Stellplätzen oder Garagen nicht geeignet 
ist, oder 

b) sonst ein überwiegend öffentliches Interesse gegen die Errichtung besteht. 
 
 
 

§ 7   Rundungsvorschrift 
 



 

 

Sich bei der Ermittlung (§ 3) der Anzahl der erforderlichen Stellplätzen ergebende Bruchteile werden 
stets nach oben aufgerundet. 
 
 
 

§ 8   Abweichungen 
 
Von den Vorschriften dieser Satzung können Abweichungen nach Art. 63 BayBO von der Bauaufsichts-
behörde im Einvernehmen mit dem Markt Großheubach zugelassen werden. 
 
 
 

§ 9   Ordnungswidrigkeiten 
 
Mit Geldbuße gemäß Art. 79 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBO kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig gegen § 2 dieser Satzung verstößt. 
 
 
 

§ 10   In-Kraft-Treten 
 
(ursprüngliches Inkrafttreten: 27.07.2001; nach Änderung mit Satzung vom 15.12.2009 in obiger Fassung in Kraft 
seit 18.12.2009.) 
 
 
 



 

 

Anlage 
zur Stellplatzsatzung 

des Marktes Großheubach 
(Stand: 18.12.2009) 

 
Richtzahlen für den Kfz-Stellplatzbedarf 
 
 
 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Kfz-Stellplätze 

   

1 Wohngebäude 

je Wohneinheit bis 250 m² Wohnfläche: 2 Stellplätze 
1.1 Einfamilienhäuser 

je Wohneinheit über 250 m² Wohnfläche: 3 Stellplätze 

je Wohneinheit bis 60 m² Wohnfläche: 1 Stellplatz 

je Wohneinheit bis 120 m² Wohnfläche: 2 Stellplätze 

je Wohneinheit über 120 m² Wohnfläche: 3 Stellplätze 1.2 Mehrfamilienhäuser 

ab 6 Wohneinheiten, zusätzlich für 
Besucher: 

33 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl Stell-
plätze 

je Wohneinheit: 0,2 Stellplätze 

1.3 
Gebäude mit  
Altenwohnungen a zusätzlich für Besucher: 

20 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl Stell-
plätze 

1.4 
Wochenend- und Ferien-
häuser 

je Wohneinheit: 1 Stellplatz 

je 15 Betten: 
1 Stellplatz, mindestens 
jedoch 2 Stellplätze 

1.5 
Kinder- und 
Jugendwohnheime 

zusätzlich für Besucher: 
75 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl Stell-
plätze 

je 4 Betten: 1 Stellplatz 

1.6 
Altenwohnheime, Alten-
heime, Wohnheime für 
Behinderte a zusätzlich für Besucher: 

75 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl Stell-
plätze 

    

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen 
b
 

je 18 m² Hauptnutzfläche: 1 Stellplatz 

2.1 

Büro- und Verwaltungs-
räume sowie dazugehö-
rende Besprechungs-
räume 

zusätzlich für Besucher: 
50 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl 
Stellplätze 

je 18 m² Hauptnutzfläche: 1 Stellplatz 

2.2 

Räume mit erheblichem 
Besucherverkehr (Schal-
ter-, Abfertigungs- oder 
Beratungsräume etc.) 

zusätzlich für Besucher: 
75 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl 
Stellplätze 



 

 

 

je 20 m² Hauptnutzfläche: 1 Stellplatz 

2.3 Arztpraxen 
zusätzlich für Besucher: 

50 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl 
Stellplätze 

    

3 Verkaufsstätten 
b, c

 

3.1 
Läden, Waren- und Ge-
schäftshäuser 
(ohne Supermärkte) 

je 18 m² Nutzfläche: 
1 Stellplatz 
hiervon: 75 % als 
Besucherstellplätze 

bis 300 m² Nutzfläche je 18 m² 
Nutzfläche: 

1 Stellplatz 
hiervon: 90 % als 
Besucherstellplätze 

3.2 
Verbrauchermärkte, 
Lebensmittelmärkte 

über 300 m² Nutzfläche je 10 m² 
Nutzfläche: 

1 Stellplatz 
hiervon: 90 % als 
Besucherstellplätze 

    

4 
Versammlungsstätten (z.B. Kinos, Schulaulen, Vortragssäle, Mehrzweckeinrichtungen) - 
außer Sportstätten 

  je 5 Sitzplätze: 
1 Stellplatz 
hiervon: 90 % als 
Besucherstellplätze 

    

5 Kirchen 

  je 20 Sitzplätze: 
1 Stellplatz 
hiervon: 90 % als 
Besucherstellplätze 

    

6 Sportstätten 

6.1 
Sportplätze ohne Zuschau-
erplätze (Trainingstätten) 

je 300 m² Sportfläche: 1 Stellplatz 

je 300 m² Sportfläche: 1 Stellplatz 

6.2 
Sportplätze und –stadien mit 
Zuschauerplätzen zusätzlich für Besucher: 

250 % der sich insge-
samt errechnenden Zahl 
der Stellplätze 

6.3 
Spiel- und Sporthallen ohne 
Zuschauerplätze 

je 50 m² Hallenfläche: 1 Stellplatz 

je 50 m² Hallenfläche: 1 Stellplatz 

6.4 
Spiel- und Sporthallen mit 
Zuschauerplätzen zusätzlich für Besucher: 

10 % der sich insgesamt 
errechnenden Zahl der 
Stellplätze 

je Spielfeld: 2 Stellplätze 

6.5 Tennisplätze 
zusätzlich für Besucher: 

100 % der sich insge-
samt errechnenden Zahl 
der Stellplätze 

6.6  
Bootshäuser und 
Bootsliegeplätze 

je 2 Bootsliegeplätze: 1 Stellplatz 



 

 

 

6.7 Fitneßcenter je 10 m² Nutzfläche: 
1 Stellplatz 
hiervon: 90 % als 
Besucherstellplätze 

    

7 Gaststätten und Beherbergungsbetriebe 

7.1 
Gaststätten, Häckerwirt-
schaften, Freischankflächen 

je 5 Sitzplätze: 

1 Stellplatz (mindestens 
jedoch 1 Stellplatz pro 
10 m² Nettogastraumflä-
che) 
hiervon: 75 % als 
Besucherstellplätze 

7.2 
Diskotheken, Tanzlokale, 
Stehlokale 

je 10 m² Nettogastraumfläche: 
4 Stellplätze 
hiervon: 90 % als Besu-
cherstellplätze 

je 3 Betten: 1 Stellplatz 
7.3 

Hotels, Pensionen, Kurhei-
me 
u.a. Beherbergungsbetriebe 

zusätzlich für zugehörigen 
Restaurationsbetrieb: 

Zuschlag gem. Nr. 7.1 

7.4 Jugendherbergen je 10 Betten: 
1 Stellplatz 
hiervon: 75 % als 
Besucherstellplätze 

    

8 Altenpflegeheime, Pflegeheime für Behinderte 

  je 2 Betten: 
1 Stellplatz 
hiervon: 75 % als 
Besucherstellplätze 

    

9 Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung 

9.1 
Grundschulen, Hauptschu-
len, Sondervolksschulen 

je Klasse: 
1, 5 Stellplätze 
hiervon: 30 % als Besu-
cherstellplätze 

9.2 
Kindergärten, 
Kindertagesstätten 

je Gruppe: 
2,5 Stellplätze 
hiervon: 30 % als 
Besucherstellplätze 

9.3 Jugendfreizeitheime je 20 m² Hauptnutzfläche: 
1 Stellplatz 
hiervon: 30 % als 
Besucherstellplätze 

9.4 
Berufsbildungswerke, 
Ausbildungswerkstätten 

je 10 Auszubildende: 
1 Stellplatz 
hiervon: 20 % als 
Besucherstellplätze 

    

10 Gewerbliche Anlagen 

10.1 
Handwerks- und Industrie-
betriebe d 

je 50 m² Nutzfläche oder je 3 Beschäf-
tigte: 

1 Stellplatz 
hiervon: 20 % als 
Besucherstellplätze 

10.2 
Lagerräume, Lagerplätze, 
Ausstellungs- und 
Verkaufsflächen 

je 80 m² Nutzfläche oder je 3 Beschäf-
tigte: 

1 Stellplatz 
hiervon: 50 % als 
Besucherstellplätze 

10.3 Kraftfahrzeugwerkstätten je Wartungs- oder Reparaturstand: 
5 Stellplätze 
hiervon: 50 % als 
Besucherstellplätze 



 

 

 

10.4 Tankstellen je Zapfstelle: 
1 Stellplatz 
hiervon: 50 % als 
Besucherstellplätze 

10.5 
automatische Kraftfahr-
zeugwaschanlagen e 

je Waschanlage: 
5 Stellplätze 
hiervon: 90 % als 
Besucherstellplätze 

10.6 
Kraftfahrzeugwaschplätze 
zur Selbstbedienung 

je Waschplatz: 
5 Stellplätze 
hiervon: 90 % als 
Besucherstellplätze 

    

11 Friedhöfe 

  je 1500 m² Grundstücksfläche: 
4 Stellplätze 
hiervon: 95 % als 
Besucherstellplätze 

 
 
 
 
                                                      
a Die Wohnungen müssen auf Dauer für die Benutzung durch alte Personen bestimmt sein, dies muß in 
ihrer Ausstattung zum Ausdruck kommen und dinglich zu Gunsten des Marktes Großheubach gesichert 
sein. 
 
b Flächen für Kantinen, Erfrischungsräume u.ä. bleiben außer Ansatz. 
 
c Ist die Lagerfläche erheblich größer als die Verkaufsfläche, so ist für die Gesamtlagerfläche ein Zu-
schlag nach Nr. 10.2 zu machen. 
 
d Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Nutzfläche zu berechnen; ergibt sich dabei ein offen-
sichtliches Mißverhältnis zum tatsächlichen Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der Beschäftigten zugrunde 
zu legen. 
 
e Zusätzlich muß ein Stauraum für mindestens 15 Kfz vorhanden sein. 
 
 


